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Alternativantrag 

der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu „Die von Schleswig-Holstein im Bundesrat vorgeschlagenen Maßnahmen in der 
Migrationspolitik müssen zügig umgesetzt werden“ (Drucksache 20/2585) 

Die von Schleswig-Holstein im Bundesrat vorgeschlagenen Maßnahmen in der 
Migrationspolitik sowie in der Terrorismusbekämpfung müssen zügig 
umgesetzt werden 

Der Landtag wolle beschließen:  

 

Der Landtag begrüßt die Bundesratsinitiativen der Länder Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein, wodurch in der Migrationspolitik sowie 
in der Terrorismusbekämpfung durch entsprechende Maßnahmen schneller und 
effizienter für mehr Sicherheit und Ordnung und für mehr Steuerung, Begrenzung 
und Humanität gesorgt werden soll. 
Die in der Bundesratsinitiative „Ordnung, Steuerung, Begrenzung und Humanität in 
der Migrationspolitik sicherstellen“ (Bundesratsdrucksache 464/24) genannten 
Handlungsfelder, wie zum Beispiel die Anpassung der Zuständigkeit und die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Dublin-Überstellungen, die Überprüfung 
der Lageeinschätzungen für Herkunftsländer sowie beschleunigte Asylverfahren für 
Herkunftsstaaten mit einer Anerkennungsquote unter fünf Prozent, können zu einer 
Vereinfachung von Verfahren beitragen, damit Rückführungen beschleunigt werden 
können und sich stärker auf tatsächlich schutzbedürftige Menschen konzentriert 
werden kann. 
Die in der Bundesratsinitiative „Änderungen im Strafgesetzbuch und in der 
Strafprozessordnung zur Stärkung der 
Terrorismusbekämpfung“ (Bundesratsdrucksache 465/24) genannten 
Handlungsfelder schließen bestehende Lücken im Staatsschutzstrafrecht wie auch in 
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der Strafprozessordnung und können dazu beitragen, nach dem Terrorakt in 
Solingen das Vertrauen der Bevölkerung in die Wehrhaftigkeit des Staates wieder zu 
stärken. 
Der Landtag unterstützt den Vorstoß der Länder Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg und Schleswig-Holstein im Bundesrat und bittet die Landesregierung, 
sich für eine zügige Verabschiedung im Bundesratsplenum einzusetzen. Zudem 
müssen die genannten Maßnahmen mit den dazugehörigen Gesetzesänderungen 
schnellstmöglich auf Bundesebene umgesetzt werden. 
 
 
 
 
 
Birte Glißmann                                                                                          Uta Röpcke 
und Fraktion                                                                                            und Fraktion 


